Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

ED/P[Prasidialnummer eingeben]

Erlauterungen

zur Verordnung fur die Verwaltung und Verwendung des Stipendi-
enfonds der Basler Schulen vom 24. Méarz 2009 (SG 491.400)
Stand: 29. Marz 2009

1. Ausgangslage

Zur Erhéhung der Bildungsbeteiligung von spéteingereisten jungen Migrantinnen und Migranten
hat der Regierungsrat 2016 verschiedene Massnahmen gutgeheissen. Ein spezieller Fokus wurde
dabei auf die Ausbildungsfinanzierung flr Spateingereiste ohne gesetzlichen Anspruch auf Stipen-
dien gerichtet. Namentlich sind dies vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Ausléander sowie
Migrantinnen und Migranten mit Aufenthaltsbewilligung B und weniger als funf Jahren Aufenthalt in
der Schweiz.

Das dazu entwickelte Pilotprojekt, das die Stipendienunterstiitzung der genannten Personengrup-
pen zum Ziel hatte, ist erfolgreich verlaufen, weshalb der Regierungsrat mit Beschluss 20/34/13
vom 10. November 2020 das Departement fur Wirtschaft, Soziales und Umwelt (WSU) und das
Erziehungsdepartement (ED) beauftragt hat, die Voraussetzungen fur den Ubergang des Projekts
in die Regelstruktur zu schaffen.

In diesem Zusammenhang hat der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt am 21. September 2022
den Ausgabenbericht «Sicherstellung des Zugangs zu Ausbildungsbeitragen fir vorlaufig Aufge-
nommene sowie Migrantinnen und Migranten mit Aufenthaltsbewilligung B und weniger als 5 Jah-
ren Aufenthalt in der Schweiz» gutgeheissen. Damit bewilligte der Grosse Rat wiederkehrende
Ausgaben von 936'000 Franken.

Entsprechend wird kiinftig das Amt fur Ausbildungsbeitrdge mit den vom Grossen Rat bewilligten
Mitteln Stipendien an die erwahnte Zielgruppe leisten und den zuséatzlich anfallenden Verwaltungs-
aufwand decken. Das Amt fiir Ausbildungsbeitrage wird die notwendigen Mittel dem Stipendien-
fonds der Basler Schulen zuweisen. Die entsprechenden Stipendien werden Uber diesen Fonds
abgewickelt werden, dessen Rechtsgrundlage in der «Verordnung fir die Verwaltung und Verwen-
dung des Stipendienfonds der Basler Schulen» vom 24. Marz 2009 (SG 491.400) besteht. In diese
Stipendien eingeschlossen sind auch Ausbildungen auf der Tertiarstufe. Da somit der Kreis magli-
cher Beglnstigter auch auf Universitatsstudierende ausgedehnt wird, erweitert sich der Zweck des
Fonds. Die Verordnung des Stipendienfonds ist entsprechend anzupassen.
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2. Erlauterungen zu den einzelnen Bestimmungen
Verordnung vom 24.03.2009 Anderungen
§1 g1

! Die bestehenden und kiinftigen als Fonds, un-
selbsténdige Stiftungen, Legate und Schenkun-
gen bezeichneten Sondervermdgen zugunsten
von Schiile-rinnen und Schiilern der staatlichen
Schulen des Kan-tons Basel-Stadt werden zu-
sammengefasst im Stipendienfonds der Basler
Schulen.

! Die bestehenden und kinftigen als Fonds, un-
selbstandige Stiftungen, Legate und Schenkun-
gen bezeichneten Sondervermogen zugunsten-
zur Forderung von Sehilerinnen—und-Sechilern
der staatlichen Schulen des Kantons Basel-
Stadt-Ausbildungen werden zusammengefasst
im Stipendienfonds der Basler Schulen.

Erlauterungen zu § 1

Durch den Stipendienfonds werden kiinftig Ausbildungen auf Sekundarstufe Il und Tertiarstufe un-
terstltzt. Entsprechend wird der Fokus nicht mehr nur auf den staatlichen Schulen und deren Schu-
lerinnen und Schilern liegen (siehe Anderungen von 8 2). Aus diesem Grund wird der offenere

Begriff «Ausbildungen» verwendet.

§2

! Der Zweck des Fonds ist die Ausrichtung von
Stipendien an Schilerinnen und Schiler der
staatlichen Schulen des Kantons Basel-Stadt,
welche keine ausreichenden Beitrage von ande-
rer Seite erhalten kénnen.

8§82

! Der Zweck des Fonds ist die Ausrichtung von
Stipendien an Schilerinnen und Schiler—der
staatlichen-Schulen-desKantons, Lernende so-
wie Studierende mit _stipendienrechtlichem
Wohnsitz oder Unterstlitzungswohnsitz im Kan-

ton Basel-Stadt, welchedie keine ausreichenden
Beitrdge von anderer Seite erhalten kénnen.

2 Unterstutzt werden kann der Besuch einer
staatlichen Schule des Kantons Basel-Stadt, ei-
ner ausserkantonalen staatlichen oder einer pri-
vaten Schule mit Leistungsvereinbarung mit
dem Kanton Basel-Stadt oder eines Studiums
an einer Hochschule in der Region Basel oder,
soweit dies nicht méglich ist, an einer anderen
schweizerischen Hochschule.

Erlauterungen zu § 2

Abs. 1. In Zukunft werden Uber die Erwdhnung des Unterstitzungswohnsitzes Spateingereiste
ohne gesetzlichen Anspruch auf Stipendien bzw. ohne stipendienrechtlichen Wohnsitz mdgliche
Beitragsberechtigte. Der Unterstlitzungswohnsitz ist massgebend im Sozialhilferecht und soll neu
fur die Vergabe von Ausbildungsbeitrdgen an vorlaufig Aufgenommene und Personen mit B-Bewil-
ligung, die seit weniger als finf Jahren besteht, verwendet werden (vgl. § 23 Sozialhilfegesetz; Art.
4 ff. des Bundesgesetzes vom 24. Juni 19770ber die Zustandigkeit fir die Unterstiitzung Bedurfti-
ger [Zustandigkeitsgesetz, ZUG; SR 851.1]).

Abs. 2: Neben Schiilerinnen und Schilern werden bereits heute haufig Studierende an der FHNW
unterstitzt. In Zukunft wird der Kreis der mit Ausbildungsbeitrdgen unterstitzten Personen auf Ler-
nende und Studierende an Hoheren Fachschulen sowie an der Universitat ausgedehnt. Aus diesem
Grund soll die Bezeichnung «Lernende» und «Studierende» neben «Schilerinnen und Schiler»
eingefuhrt werden.
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Wie bei den Ausbhildungsbeitragen gemass der Ausbildungsbeitragsgesetzgebung steht auch hier
die Finanzierung von Ausbildungen, die in der Region Basel absolviert werden im Vordergrund (vgl.

§ 11 des Gesetzes betreffend Ausbildungsbeitrage vom 12. Oktober 1967 [SG 491.100]).

§6

! Der Kapitalertrag sowie eventuelle Beitrage
aus dem Kredit fur allgemeine Stipendien ge-
mass 8 18 des Gesetzes betreffend Ausbil-
dungsbeitrage vom 12. Oktober 1967 stehen der
Kommission fur Ausbildungsbeitrage fir die
Ausrichtung von Stipendien gemass dieser Ver-
ordnung zur Verfigung.

2 Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewéh-
rung eines Beitrages aus dem Fonds.

§6

! Der Kapitalertrag aus dem Fonds sowie even-
tuelle Beitrage aus dem Kredit fir allgemeine
Stipendien gemass § 18 des Gesetzes betref-
fend Ausbildungsbeitrage vom 12. Oktober
1967 stehen der Kommission fiir Ausbildungs-
beitrage fur die Ausrichtung von Stipendien ge-
mass dieser Verordnung zur Verfigung.

2 Die Kommission flir Ausbildungsbeitrage ge-
wahrt Stipendien gemass dieser Verordnung auf
Gesuch hin. Es besteht kein Rechtsanspruch
auf Gewahrung eines Beitrages aus dem Fonds.

Erlauterungen zu 8§ 6

Abs. 2: Mit Blick auf die Regelung des Verfahrens, das vereinfacht werden soll (Erlauterungen zu
§ 7 hiernach), wird prazisierend festgehalten, dass die Kommission Ausbildungsbeitrage nach die-

ser Verordnung nur auf Gesuch hin gewéhrt.

8§87

! Massgebend fir die Beitragsgewahrung soll
neben der Bedurftigkeit in erster Linie die Bega-
bung der Bewerberinnen und Bewerber sein,
welche von der Leitung ihrer Schule vorgeschla-
gen und empfohlen werden.

2 Es konnen auch Beitrage zur Milderung mo-
mentaner Notlagen zugesprochen werden.

% Vorbehalten bleiben spezielle Bestimmungen
der Familienstiftungen und -legate gemass dem
im Amt fur Ausbildungsbeitrdge deponierten
«Legatarium Fisci Gymnasii», soweit eventuelle
Bewerberinnen und Bewerber ihre Beitragsbe-
rechtigung nachweisen kénnen.

8§87

1 Massgebend fur die Beitragsgewahrung soll
neben der Bedurftigkeit in erster Linie die-Bega-
bung Eignung der Bewerberinnen und Bewer-

ber sein—welehe-von-der-Leitung-ihrer-Schule
vorgeschlagen-und-empfohlen-werden

1bis Um die Eignung festzustellen, kann die Kom-
mission fur Ausbildungsbeitrdge bei der Leitung
der Schule oder Hochschule eine Empfehlung
verlangen.

2 Es konnen auch Beitrage zur Milderung mo-
mentaner Notlagen zugesprochen werden.

% Vorbehalten bleiben spezielle Bestimmungen
der Familienstiftungen und -legate geméass dem
im Amt fur Ausbildungsbeitrage deponierten
«Legatarium Fisci Gymnasii», soweit eventuelle
Bewerberinnen und Bewerber ihre Beitragsbe-
rechtigung nachweisen konnen.

Erlauterungen zu § 7

Abs. 1 und 1”s: Heute werden Mittel aus dem Stipendienfonds der Basler Schulen stets auf Vor-
schlag und Empfehlung der Schulleitungen vergeben. In Zukunft werden diesem Fonds neue Mittel
zugewiesen, um die eingangs beschriebenen Zielgruppen zu unterstiitzen. Dabei wird es sich ge-
mass heutigen Schatzungen um jahrlich ca. 70 Antrage handeln. Fir jeden dieser Einzelfalle eine
Empfehlung der Schul- oder Hochschulleitungen einzuholen, ware zu aufwandig. Aus diesem
Grund wird auf die Empfehlung als Voraussetzung verzichtet und das Verfahren entsprechend ver-
einfacht. Weiterhin kann aber bei Bedarf eine Empfehlung der Leitung einer Schule oder Hoch-
schule verlangt werden.

Beilage:
- Synopse

3/3



	1. Ausgangslage
	2. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

